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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 RS 60/12 B 
 
L 3 R 111/08 (Thüringer LSG) 
S 3 RA 1548/04 (SG Nordhausen) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Mai 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 29. August 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 29.8.2012 hat das Thüringer LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

der Zeiten vom 22.8.1966 bis 31.10.1967 und vom 1.5.1969 bis 30.6.1990 als Zeiten der Zuge-

hörigkeit zur zusätzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) sowie der in 

diesem Zeitraum erzielten Entgelte verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde zum BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und Verfahrensfeh-

ler.  

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 
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Der Kläger hält als Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob die vom Kläger im streitgegenständlichen Zeitraum vorgenommenen Tätigkeiten die 
sachlichen Voraussetzungen für eine Einbeziehung in das Zusatzversorgungssystem der 
technischen Intelligenz erfüllen oder nicht". 

 "Über die Person des Klägers hinausgehend" sei "dann eben auch die Rechtsfrage weiter-
gehend, ob ähnliche Tätigkeiten von anderen leitenden Ingenieuren in ehemaligen VEB-
Betrieben bzw -Kombinaten im hier relevanten Zeitraum ebenfalls die sachlichen Voraus-
setzungen für eine Einbeziehung in das Zusatzversorgungssystem der technischen Intelli-
genz erfüllen oder nicht, wenn der Schwerpunkt der Tätigkeit der Ingenieure nicht nur im 
ureigensten produktionsbezogenen ingenieurtechnischen Bereich lag, sondern aufgrund 
der Besonderheit der notwendigen Umwandlung der ehemaligen DDR-Betriebe in juristi-
sche Personen des bundesdeutschen Privatrechts weitergehende Tätigkeiten erforderlich 
werden ließ, die nach hier vertretener Auffassung gleichwohl immer noch zum produk-
tionsbezogenen ingenieurtechnischen Bereich des jeweiligen Ingenieurs und damit auch 
des Klägers gehören". 

 

Mit diesen Fragen ist die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. Der Kläger 

hat damit jeweils keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Anwendungsbereich einer revisiblen 

Norm (vgl § 162 SGG) gestellt, die der Senat mit "Ja" oder "Nein" beantworten könnte (vgl 

Senatsbeschlüsse vom 22.6.2011 - B 5 RS 19/11 B - BeckRS 2011, 74199 RdNr 8; vom 

6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 

- B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 RdNr 7; BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Die Fragen haben 

zudem auch keine Breitenwirkung, weil sie nicht abstrakt gestellt sind, sondern sich ausdrücklich 

oder sinngemäß allein auf den "Kläger" beziehen. Derart auf die individuelle Situation des 

Beschwerdeführers zugeschnittene Fragen, die deutlich durch den konkreten Fall geprägt sind, 

lassen sich nicht generell beantworten. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG aus-

gehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglich-

keit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger macht eine Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs iS von 

§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG geltend. 

 

Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbringen der Beteiligten 

zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht nachgekommen ist (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse 
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stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 

Nr 12 S 19). Dementsprechend sind insbesondere Überraschungsentscheidungen verboten (vgl 

dazu Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 62 RdNr 8a, 8b mwN). Zur 

Begründung eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß gegen 

diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf da-

durch verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 36 S 53). Ferner ist Voraussetzung für den Erfolg einer Gehörsrüge, 

dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör 

zu verschaffen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 

3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger sieht eine Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs durch 

das LSG darin, dass ihm "der beabsichtigte Schriftsatznachlass auf die Ausführungen des 

Senats in der mündlichen Verhandlung nicht gewährt worden ist, sondern das Gericht 

ausweislich der Sitzungsniederschrift noch am Sitzungstag die Berufung des Klägers 

zurückgewiesen hat".  

 

Der Kläger hat nicht dargetan, inwiefern die angefochtene Entscheidung auf dem verhinderten 

Vorbringen beruhen kann. Hierzu hätte er aufzeigen müssen, was er im Einzelnen vorgetragen 

hätte, damit ausgehend von der maßgeblichen Rechtsauffassung des LSG die sachlichen 

Voraussetzungen für eine fiktive Einbeziehung in den Geltungsbereich des § 1 Abs 1 AAÜG 

hätten bejaht werden können. Dies umso mehr, als - nach seinem eigenen Vortrag - das LSG 

insoweit ausgeführt hat, "dass sämtliche vom Kläger getätigten Ausführungen als wahr 

unterstellt würden und insofern kein Anlass mehr bestand, dem in der mündlichen Verhandlung 

beantragten Schriftsatznachlass zu entsprechen".  

 

Soweit der Kläger eigenständig das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) des 

LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtig-

keit des Berufungsurteils kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht 

geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl 

§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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